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Die WTO

Allgemeines
Mit Inkrafttreten des WTO-Übereinkommens am 1. Januar 1995 ist die Welthandelsorganisation WTO ins Leben gerufen worden. Die Zahl der  Mitglieder der WTO ist von 40 ursprünglichen Mitgliedern, die das Übereinkommen bereits vor dem Inkrafttreten ratifiziert hatten – darunter auch die drei zentrale Handelsblöcke USA, Europäische Gemeinschaft, und Japan-, auf inzwischen 143 Mitglieder angestiegen. Weitere Beitritte, insbesondere Chinas stehen bevor. Die WTO regelt damit aber bereits jetzt als bedeutendste internationale Handelsorganisation über 90 Prozent des Welthandels.

Die WTO ist trotz der tatsächlichen Anknüpfung an das frühere Welthandelssystem nicht als Nachfolgerin des GATT 1947 im Rechtssinne zu qualifizieren, sondern ist eine hiervon unabhängige selbstständige internationale Organisation. Trotz der rechtlichen  Selbständigkeit der Übereinkommen wird allerdings die tatsächliche Kontinuität des Welthandelssystems gewahrt. Denn nach Art. XVI Abs. 1 WTO-Übereinkommen soll sich die WTO von den Beschlüssen, Verfahren und üblichen Praktiken im GATT 1947 leiten lassen.
Aufgaben der WTO
Die WTO bildet, wie Art. II 1 WTO-Übereinkommen feststellt, den gemeinsamen institutionellen Rahmen für die Wahrnehmung der Handelsbeziehungen zwischen ihren Mitgliedern im Anwendungsbereich des Übereinkommens. Ihr sind dabei nach Art. III WTO-Übereinkommen im Einzelnen fünf Aufgaben zugewiesen.
Sie soll erstens  die Durchführung, Verwaltung und Anwendung der multilateralen Übereinkommen erleichtern sowie Verwirklichung der Zielsetzungen der Übereinkommen fördern. Zweitens dient die WTO als Forum für weitere Verhandlungen zwischen den Mitgliedern in den von den Übereinkommen erfassten Bereichen sowie gegebenenfalls auch für neue Bereiche. Drittens verwaltet die WTO das Dispute Settelement Understanding (DSU). Damit obliegt der WTO in der Praxis die Aufgabe der Durchführung von Streitbeilegungsverfahren auf Grundlage dieser Vereinbahrung. Viertens ist die WTO mit der Aufgabe betraut, den in Anhang 3 zum Übereinkommen geregelten Handelspolitischen Überprüfungsmechanismus (Trade Policy Review  Mechanism) zu verwalten, also in der Praxis durchzuführen. Dabei handelt es sich um eine systematische Überprüfung und Bewertung der Handelspilitik und praxis- jedes Mitgliedstaates in regelmäßigen Abständen im Hinblick auf ihre Auswirkungen auf das multilaterale Handelssystem. Fünftes  schließlich soll die WTO im Interesse einer kohärenten Gestaltung der globalen Wirtschaftspolitik mit dem Internationalen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung zusammenarbeiten.

Neben diesen, ausdrücklich im WTO-Übereinkommen genannten, lassen sich weitere Aufgaben aus den einzelnen in den Anhängen erfassten Übereinkommen und Vereinbarungen ableiten. Dazu gehört insbesondere die Aufgabe, den Entwicklungsländern technischen Beistand und Weiterbildung ebenso wie gegebenenfalls rechtlichen Beistand zukommen zu lassen.

Das Streitbeilegungsverfahren der WTO
Das Streitbeilegungsverfahren der WTO baut auf dem Streitbeilegungsverfahren des GATT auf, das selbst ein Produkt einer gewohnheitsrechtlichen Entwicklung ist. 

Das Hauptziel ist die Stärkung des multilateralen Handelssystems. Zu diesem Zweck verpflichten sich die Streitparteien ihre Streitigkeiten im Rahmen des multilateralen Systems der WTO beizulegen und ohne Genehmigung des Streitbeilegungsgremius (DSB) keine Zugeständnisse oder sonstigen Pflichten auszusetzen sowie die Empfehlungen und Entscheidungen innerhalb des angemessenen Zeitraumes umzusetzen.

Die Organe des Streitbeilegungsverfahrens
Das Hauptorgan des Streitbeilegungsverfahrens  ist das sog. „Streitbeilegungsgremium“ („Dispute Settlement Body“ – DSB), das alle Entscheidungen hinsichtlich der Einleitung des Verfahrens, der Annahme des Panelberichts und der Überwachung der Umsetzung der Empfehlungen zu treffen hat. Dem DSB können alle WTO-Mitglieder angehören. Nicht alle Mitglieder jedoch in der Lage sind an den Sitzungen regelmäßig teilzunehmen.
Das Streitschlichtungspanel ist eine Expertengruppe von üblicherweise drei Personen, die mit der Prüfung der Streitigkeit beauftragt werden und über die faktischen und rechtlichen Aspekte des Streitfalles einen Bericht an den DSB zu erstaten haben. Von daher stammt auch die Bezeichnung „Panelverfahren“. Die Teilnehmer sollen grundsätzlich unabhängig sein und zu dem Fall keine Beziehung aufweisen. 

Gegen die Panelentscheidungen ist eine Berufung an das ständige „Berufungsgremium“ („Appellate Body“) möglich. Dieses setzt sich aus sieben Personen zusammen, die für einen Zeitraum von 4 Jahren bestellt sind. Jeweils drei Mitglieder bilden ein Berufungspanel. Das Berufungsgremium hat ein eigenes Sekretariat und seinen eigenen juristischen Mitarbeiterstab, während die Panels von der Rechtsabteilung der WTO, ev. Zusammen mit den einschlägigen Fachabteilungen betreut werden.

Der Ablauf des Streitbeilegungsverfahrens
Ein Streitbeilegungsverfahren läuft nach einem vorgegbenen Schema ab. Jeder kann unbeschränkt ein Panel beantragen. Es gibt keine Voraussetzungen dafür.

a  Das Konsultations- Verfahren
Ehe ein formelles Streitschlichtungsverfahren eingeleitet wird, müssen die Streitparteien zunächst im Rahmen formeller Konsultationen versuchen, ihre Meinungsverschiedenheiten beizulegen. Der Antrag auf Konsultationen ist von den Beschwerdeführer zu stellen, worauf die Gegenpartei innerhalb von 10 Tagen Stellug zu nehmen hat sowie innerhalb von 30 Tagen Konsultationen durchführen muss, ansonsten das antragstellende Mitglied unmittelbar die Einsetzung eines Panels beantragen kann. Kann die Streitigkeit nicht innerhalb von 60 Tagen durch Konsultationen beigelegt werden, so kann die beschwerdeführende Partei die Einsetzung eines Panels beantragen. Für Fälle verderblicher Güter gelten kürzere Fristen.
 b Gute Dienste, Vergleich und Vermittlung
Vor der Einteilung des eigentlichen Panelverfahrens sowie auch in jedem anderem Stadium des Verfsahrens können von jeder Streitpartei gute Dienste, Vergleich oder Vermittlung beantragt werden. Im Fall der am wenigsten entwickelten Staaten bitet der Generaldirektor oder der Vorsitzende des Streitbeilegungsgremiums auf deren Antrag diese Dienste an, um eine Beileitung der Streitigkeit zu erzielen, noch bevor der Einsetzung eines Panels beantragt wird. Diese Verfahren können auch während des Panelverfahrens fortgeführt werden.

c Das Panelverfahren
Wenn die Konsultationen bzw. allfällige Vermittlungsversuche erfolglos geblieben sind,  kann die Beschwerdeführende Partei ein Panel beantragen. Dieses Panel ist spätestens auf der darauf folgenden Sitzung des DSB einzurichten. Wenn mehrere Mitglieder die Einsetzung eines Panels  wegen derselben Angelegenheit verlangen, soll nach Möglichkeit ein einziges Panel zur Prüfung solcher Beschwerden eingesetzt werden.

Das Panel hat die Aufgabe, eine objektive Beurteilung des Streitfalles durchzuführen und dabei sowohl den Sachverhalt als auch die rechtliche Vereinbarkeit mit den einschlägigen Übereinkommen zu prüfen („Standart of Review“). In der Regel wird ein schriftliches und ein mündliches Verfahren durchgeführt. In einem ersten Schritt legen die Streitparteien schriftliche Unterlagen vor, die nach Prüfung durch das Panel zu einem Treffen mit den Parteien führen. Ein zweites Treffen dient der Klärung allfällig offen gebliebener Fragen. Dabei können auch interessierte Drittparteien, die ein wesentliches Interesse an dem Panel haben,  teilnehmen.

Das Panel hat umfassende Informationsrechte. Es kann von jeder einschlägigen Stelle, etwa Staaten und internationale Organisationen, Informationen erbitten und eine Sachverständigengruppe einsetzen sowie einen Gutachterbericht einholen. Die Beratungen des Panels sind vertraulich, insbesondere sind interessierte Non-Governmental Organisations nicht zugelassen. Die Auffassungen einzelner Panelmitglieder sind anonym, d.h., dass abweichende Meinungen nicht ausgewiesen werden. Die Panellisten haften nicht für ihre Expertenmeinung.

d Zwischenprüfung und Bericht
Nach Ablauf der Frist von zwei Wochen  für schriftliche Stellungnahmen der Streitparteien stellt das Panel den Parteien einen Zwischenbericht zur Verfügung, der auch die Feststellungen  und Schlussfolgerungen sowie Empfehlungen des Panels enthält. Hiermit stellt das Panel aufgrund einer ausführlichen Untersuchung des anwendbaren Rechts fest, ob eine Verletzung des Übereinkommens im Rahmen der WTO stattgefunden hat oder ob Vorteile des Beschwerdeführers aus dem Abkommen aufgrund von Maßnahmen der beklagten Partei zunichte gemacht oder geschmälert wurden. Innerhalb einer weiteren Frist von zwei Wochen kann jede Partei schriftlich beantragen, dass das Panel bestimmte Aspekte des Zwischenberichtes nochmals überprüft. Auf Antrag einer Partei ist auch eine weitere Sitzung des Panels mit den Parteien möglich.
In anderen Fällen wird der Zwischenbericht  als Abschlussbericht betrachtet und an die Mitglieder verteilt. Diese haben 20 Tage Zeit, Einwände zu erheben, bevor der Bericht zur Annahme an den DSB weitergeleitet wird. Jedenfalls muss der Bericht innerhalb 60 Tagen nach Verteilung auf einer DSB-Sitzung angenommen werden, wenn nicht eine Streitpartei ein Rechtsmittel einlegt oder das DSB durch Konsens entscheidet, den Bericht nicht anzunehmen. Wird kein Rechtsmittel beantragt, so ist die Entscheidung des DSB endgültig.  
Die Gesamtdauer des Panelsverfahrens soll nicht mehr als 6 bzw. maximal 9 Monate betragen, in Dringlichkeitsfällen jedoch nur 3 Monate.

e Das Berufungsverfahren
Im Berufungsverfahren können nur Rechtsfragen bzw. die Rechtsauslegung durch das Panel vorgebracht werden. Es soll vom Zeitpunkt der Einlegung des Rechtsmittels bis zum Abschluss nicht länger als 60 Tage dauern. Gibt es Ausnahmen jedoch wo das Verfahren bis zu 90 Tage dauern kann, nicht länger jedoch. Ein Rechtsmittel gegen  einen Panelentscheidung können nur Streitparteien, keine interessierte Dritte, einlegen. Auch im Berufungsverfahren gibt es neben dem schriftlichen Verfahren eine Anhörung der Streitparteien durch das Berufungsgremium.
Das Berufungsgremium kann die rechtlichen Feststellungen und Schlussfolgerungen des Panels bestätigen, abändern oder aufheben. Der Bericht des Berufungsgremiums wird von dem Streitbeilegungsgremium (DSB) angenommen, sofern nicht die Mitglieder im Konsens eine Nichtannahme beschließen. Das Recht der Mitglieder, Kritik am Bericht des Berufungsgremiums an das DSB zu äußern, wird dadurch nicht eingeschränkt. In den meisten Fällen revidiert das Berufungsgremium Teile der rechtlichen Begründung und der Schlussfolgerungen.
Die Umsetzung der Berichte des Panels bzw. des Berufungsgremiums
Falls in den Berichten des Panel oder des Berufungsgremiums eine Unvereinbarkeit zwischen den bekämpften Maßnahmen und den Übereinkommen der WTO festgestellt wird, so wird den betroffenen Mitglied, mit diese Berichte, die Maßnahme mit den relevanten Übereinkommen in Einklang zu bringen, empfohlen. Es können zusätzlich Vorschläge gemacht werden, wie die Empfehlungen umgesetzt werden können. Ist über ein vom DSB bestimmtes Zeitraum kein Einvernehmen zustande gekommen, ist dieser durch ein bindendes Schiedsverfahren innerhalb von 90 Tagen nach Beschlussfassung des DSB zu bestimmen. 
Die Frage der Umsetzung der Empfehlungen oder Entscheidungen wird automatisch 6 Monate nach der Entscheidung über den angemessenen Zeitraum auf die Tagesordnung des DSB gesetzt und bleibt auf der Tagesordnung bis die Frage geklärt ist.

Falls Meinungsverschiedenheiten darüber gibt, ist ein neuerliches Streitbeilegungsverfahren erforderlich.

Wird eine als mit den Übereinkommen unter der WTO als unvereinbar festgestellte Maßnahme nicht mit der Vereinbarung in Einklang gebracht, so kann auf Grundlage von Verhandlungen einvernehmlich eine Entschädigung festgelegt werden. Wird über die Entschädigung keine zufrieden stellende Einigung erzielt, so kann die beschwerdeführende Partei das DSB um Genehmigung zur Aussetzung von Zugeständnissen oder sonstigen Pflichten aus den WTO-Übereinkommen ersuchen. 

Das DSB hat auf Antrag innerhalb von 30 Tagen nach Ablauf des angemessenen Zeitraumes die Genehmigung zur Aussetzung von Zugeständnissen oder sonstigen Pflichten zu geben, sofern es den Antrag nicht im Konsens ablehnt. Das betreffende Mitglied kann jedoch Einspruch gegen eine Aussetzung erheben, worauf die Angelegenheit einem Schiedsverfahren zu enterbreiten ist, welches, wenn möglich durch das ursprüngliche Panel oder einen vom Generaldirektor ernannten Schiedsrichter durchgeführt werden soll und innerhalb von 60 Tagen nach Ablauf des angemessenes Zeitraums abgeschlossen sein muss. Die Parteien haben die 
Entscheidung des Schiedsrichters als endgültig zu akzeptieren.

Das Schiedsverfahren
Ein Schiedsverfahren kann nur mit einvernehmlicher Zustimmung der Parteien zustande kommen. Es besteht keine Berufungsmöglichkeit gegen einen Schiedsspruch. Für die Umsetzung von Schiedssprüchen gilt dasselbe wie für die Umsetzung der Berichte des Panelverfahrens.
Nichtverletzungsbeschwerden
Gemäß Art. XXIII Abs. 1:b und c GATT 1994 können auch Interessenverletzungen und sogar „irgendeine andere Sachlage“ zum Gegensand eines Verfahrens gemacht werden. Wenn somit einen Maßnahme nicht zu den Bestimmungen von Übereinkommen im Widerspruch steht, jedoch sich daraus unmittelbar oder mittelbar eine Zunichtemachung oder Schmälerung von Vorteilen aufgrund des Übereinkommens ergibt, kann eine sog. „Nichtverletzungsbeschwerde“  eingebracht werden. Wird eine Interessenverletzung festgestellt, so besteht zwar keine Verpflichtung zur Einstellung der Maßnahme, doch empfiehlt das Panel oder das Berufungsgremium dem betreffenden Mitglied, einen für alle Seiten zufrieden stellenden Ausgleich herbeizuführen.
Der Hormonenfleischfall
a Einleitung 

Dieses Verfahren wurde im Januar 1996 von den USA gegen die EG eingeleitet. Bei den umschtrittenen Maßnahmen handelte es sich um vier Richtlinien der EG, die ein gemeinschaftsweites Verbot von hormonbehandeltem Fleisch aus Drittstaaten vorsahen. Die USA und Kanada sahen das Importverbot, von dem ein erheblicher eil der Viehzuchtbetriebe in diesen Staaten betroffen war, als WTO-widrig an.
Das Verfahren der WTO durchlief alle Instanzen, und endete mit der Feststellung, dass das Importverbot der EG nicht im Einklang mit der WTO-rechtlichen Vorgaben steht. Mangels entsprechender Umsetzung der EG erfolgte schließlich wiederum die Verhängung von Strafzölen auf europäische Produkte durch die USA und auch durch die Kanada.

aa Vorgeschichte
Die Kontroversen mit den transatlantischen Handelspartnern sind bereits auf die 80er Jahre zurückzulegen.

Und zwar hat das alles angefangen indem, nach massiven Verbraucherprotesten im Jahr 1980 die Richtlinie 81/602/EWG die Verabreichung von Substanzen mit bestimmten hormonellen Wirkungen im Rahmen der Viehzucht in den Mitgliedstaaten unter Verbot stellte. Von diesem Verbot waren folgenede chemische Substanzen mit hormoneller Wirkung erfasst: Melengestrol Acetat, Testosteron, Progesteron, Zeranol, Trebanol, etc. Die wurden allerdings erst mit der Richtlinie 88/146/EWG endgültig  miteinbezogen, da bis dahin wurden sie nur teilweise für bestimmte Verwendungszwecken verboten. Andere natürliche Hormone wie Östradiol, Testosteron und Progesteron durften unter bestimmten Umständen allerdings weiterhin zu therapeutischen Zwecken verwendet werden. Art. 6 der RL 88/146/EWG sah ein Importverbot für hormonbehandelte Tiere und Fleischwaren aus Drittstaaten und die Einrichtung eines Kontrollsystems vor um eine Bevorzugung von Drittlandsimporten hintanzuhalten. Damit war der Verkauf von hormonbelastetem Rindfleisch gemeinschaftlicher als auch aus drittstaatlicher Herkunft auf dem Markt der EG verboten. Art. 7 der RL 88/146/EWG sah einige Ausnahmen für den Handel mit solchen Tieren bzw. ihrem Fleisch vor, die aus therapeutischen oder tierzüchterischen Gründen mit Hormonen behandelt worden waren. Diese Ausnahmen, die sich auch auf den Handel mit Drittstaaten erstreckten, wurden in der Richtlinie 88/299/EWG des Rates näher konkretisiert. In solchen Fällen musste garantiert sein, dass das Fleisch beim Verkauf keine Hormonrückstände mehr enthält.
Das Importverbot der RL 88/146/EWG betraf in der Praxis v.a. landwirtschaftliche Betriebe in den USA und Kanada, die in der Viehzucht häufig Wachstumshormone einsetzen und als Folge des europäischen Embargos Exportausfälle von mindestens 100 Mio. Dollar jährlich hinzunehmen hatten.

Nachdem die bilateralen Konsultationen zur Frage des Importverbots der EG erfolglos blieben, verhängten die USA schon ab dem Jahr 1989 Strafzölle gegen eine Reihe europäischer Exportartikel, während sich viele amerikanischer Farmer gezwungenermaßen auf die Produktion von hormonfreiem Rindfleisch umstellen, das sie wieder auf dem EG-Markt absetzen konnten. Die von der EG beantragte Einsetzung eines Panels zur Überprüfung der Sanktionsmaßnahmen scheiterte an den fehlenden Zustimmung der USA. Im Jahr 1989 einigte sich eine gemeinsame US/EG Task Force auf die Zulassung der Einfuhr von in den USA produziertem Rindfleisch in die EG, wenn dieses von einer offiziellen Bestätigung der hormonfreien Herstellung begleitet wurde. In der Folge wurden zwar einige Produkte von der Sanktionsliste gestrichen, doch blieb diese als solche weiter aufrecht. Nach der Einrichtung der WTO, die den Vorzug eines gestärkten Streitbeilegungssystem mit sich brachte, beantragte die EG im Juni 1996 nochmals ein Panelverfahren zur Frage der Sanktionen, die kurz nach der tatsächlichen Einsetzung des Panels allerdings von den USA aufgehoben wurden.
ab Das SPS-Übereinkommen
Der Streit um Hormonfleisch führte zu Ausarbeitung spezifischer, strengerer Regeln für die Kontrollen nicht-tarifärer Handelshemnisse sowie eines gestärkten, gerichtsähnlichen Streitbeilegungssystems.  Hiermit wird das SPS-Übereinkommen gemeint, das das Ziel verfolgt, einen multilateralen Rahmen von Regeln für die 
Entwicklung, Annahme und Durchsetzung von gesundheitspolizeilichen und pflanzenschutzrechtlichen Maßnahmen zu schaffen, um deren nachteiligen Auswirkungen auf den Handel auf ein Mindestmaß zu beschränken, und stellt die Durchführung bzw. nähere Ausgestaltung der einschlägigen Artikel des GATT, allen voran des Art. XX lit. b GATT, dar.

b Das Verfahren vor dem Panel
Die förmlichen Konsultationen über die RL 88/146/EWG und damit in Zusammenhang stehende Maßnahmen der EG im Rahmen des WTO-Streitbeilegungssystems, wurden im Januar 1996 von den USA beantragt. Nach deren Scheitern  im April 1996 aber die Einsetzung eines Panels zu Anwendung kam. Dabei wurden negative Effekte der angefochtenen EG-Maßnahmen auf amerikanische Importe von Fleisch  und Fleischprodukten in die EG geltend gemacht.
Der Bericht des Panels wurde am 30. Juni 1997 den Parteien zugestellt. Wobei zu Grunde wissenschaftliche und technische Fragen lagen.

Auch Kanada begehrte die Eröffnung von Konsultationen mit der EG. Sie stellte im Juni 1996 diesen  Antrag, so kam auch in diesem Verfahren am 16. Oktober 1996 zur Einsetzung  eines Panels. Kanada schloss sich zu USA als Drittpartei an.

ba Vorbringen der Parteien 

USA behauptete dabei die EG verstöße durch ihre Richtlinien gegen SPS-Übereinkommen und das GATT 1994. Die Maßnahmen der EG beruhten nicht auf einer Risikobewertung im Sinne des Art. 5.1 SPS und würden ohne ausreichende wissenschaftliche Beweise im Widerspruch zu Art. 2.2 SPS aufrechterhalten. In unterschiedlichen Situationen würden willkürliche Unterschiede im Schutzniveau hingenommen, was alles darauf hindeutete, dass es sich um eine verschleierte Handelsbeschränkung handle. Im Bezug auf das GATT stellten die USA eine dem Art. III widersprechende Diskriminierung zwischen Importen von Fleisch aus den USA und der EG-Eigenprodukten fest. Die Ausnahmebestimmung des Art. XX lit. b GATT komme nicht zum Zug, da die EG keine Beweise für ihre Gesundheitsschutzmotive vorgelegt habe. Dazu kam noch eine Verletzung des TBT-Übereinkommens.

Auch Kanada einigte sich zu USA.

bb Rechtsauslegung und Entscheidungen
Das Panel entschied sich in seine Untersuchungen mit dem SPS-Übereinkommen zu beginnen. So ist man zuerst zur Auslegung von Art. 3.1 SPS gekommen. Danach kam die Auslegung von Art. 5 SPS zustande. Auch das völkerrechtliche Vorsorgeprinzip und Art. 5.7 SPS kamen im Betracht. 
Eine genaue Auslegung all dieser Artikel und anderer auch zeigte dass

· Maßnahmen der EG nicht im Einklang mit Art. 3.1 SPS standen.
· Die EG mit den von ihr vorgelegten Studien zwar grundsätzlich das Vorhandensein eine Art Risikobewertung im Sinn des Art. 5 SPS demonstriert hatte, ihre Maßnahmen aber weder in verfahrensrechtlicher noch in materiellrechtlicher Hinsicht auf diese Risikobewertung gestützt hatte.
· Auch das Auseinanderklaffen des Schutzniveaus wurde als „willkürlich und ungerechtfertigt“ im Sinn des Art. 5.5 SPS angesehen.
· Es entstand eine Situation wo de facto US-Rindfleisch zugunsten europäischer Produkte diskriminiert wurde.
· Da die EG dem Panel keine überzeugenden Beweise vorgelegt hatte, dass die beiden synthetischen Hormone Zerantol und Trenbalon gefährlicher als die natürlichen Hormone sind, sah das Panel den Unterschied zwischen einem totalen Verbot der synthetischen Wachstumshormone und dem  „no residue“ level bei natürlichem Vorkommen von Hormonen als willkürlich und ungerechtfertigt im Sinn des Art. 5.5 SPS an. Da die auffallend unterschiedliche Regelung noch dazu in einem echten Importverbot resultierte, sah das Panel auch hier eine Diskriminierung und eine verschleierte Handelsbeschränkung als gegeben an.

· Die EG weder eine wissenschaftliche Risikobewertung der Auswirkung von Melengesterol Azetat (MGA) auf die menschliche Gesundheit durchgeführt hatte noch die Anforderungen an ein nachvollziehbares Risikomanagement erfüllen konnte. Letzteres la wiederum daran, dass die EG die Wahl unterschiedlicher Schutzniveaus nicht rechtfertigen konnte. In diesem Fall stand ein no residue level bei MGA einer unbegrenzten Rückstandshöhe einerseits bei natürlichen Hormonen, die von Natur aus in Lebensmitteln vorkommen, und andererseits bei Carbadox, das in der Schweinezucht verwendet wird, gegenüber.

Aufgrund der festgestellten Verletzungen des SPS-Übereinkommens wurde auf eine Überprüfung der Maßnahmen der EG am Maßstab der Art. I und III GATT 1994 gänzlich verzichtet. Das Panel wies daraufhin, dass die EG für den Fall einer etwaigen Bestätigung eines Verstoßes gegen diese Bestimmungen des GATT zu dessen Rechtfertigung nur den Art. XX b GATT ins Spiel gebracht hatte; eine Anwendung und Auslegung dieses Artikels würde aber wiederum nur zum SPS-Übereinkommen zurückführen.

Damit hatte das Panel sowohl im Verfahren der USA als auch Kanadas die Unvereinbarkeit des Importverbots der EG für hormonelbehandeltes Rindfleisch mit Art. 3.1, und 5.5 SPS festgestellt.
· Das Panel erkannte das Vorsorgeprinzip zwar grundsätzlich als Teil des Völkergewohnheitsrechts und sogar als eine „herkömmliche Regel der Auslegung des Völkerrechts“ im Sinn des Art. 3.2 DSU an, die zur Interpretation der Art. 5.1 und 5.2 SPS herangezogen werden kann. Es erklärte aber, dass dieser Grundsatz seine Grenzen an den positivrechtlichen Bestimmungen des SPS-Übereinkommens findet.

· Art. 5.7 SPS erlaubt es, in Fällen (noch) nicht ausreichenden wissenschaftlichen Beweismaterials auf vorübergehender Basis SPS-Maßnahmen zu ergreifen. Auf diese Bestimmungen hatte die EG sich im gegenständlichen Verfahren aber nicht berufen, sondern deren Anwendung    sogar explizit ausgeschlossen und ausdrücklich erklärt, dass ihre Maßnahmen nicht vorübergehender Natur sondern definitiv seien.
bc Reaktionen auf die Entscheidung des Panels
Im Verlauf des Oktober 1997 erhoben sowohl die im Panelverfahren unterlegene EG als auch die USA und Kanada Berufung gegen die Entscheidung des Panels beim Appellate Body der WTO.
Die EG kritisierte die vom Panel getroffen Beweislastverteilung unter den SPS-Übereinkommen. Auch die Feststellung einer willkürlichen Diskriminierung und verschleierten Handelsbeschränkung lehnte die EG ab und machte geltend, dass das Hormonverbot für Wachstumszwecke keine Auswirkungen auf die Rindfleischüberschüsse in der Gemeinschaft hat. Vor allem aber warf sie dem Panel eine von Grund auf falsche Auslegung der Art. 3.1 und 3.3 sowie Art. 5.1 und 5.5 SPS vor. etc. 
Die USA  kritisierten das Versäumnis des Panels, die Verletzungen zweier weiterer Bestimmungen des SPS-Übereinkommens nicht explizit festgestellt zu haben. Erstens sollte die WTO feststellen müssen das die EG Maßnahmen einen Verstoß des Importverbots gegen die grundlegende Bestimmungen des Art. 2.2 SPS darstellt. Zweitens wurde bemängelt, dass das Panel keinen Verstoß gegen das Verhältnismäßigkeit des Art. 5.6 SPS festgestellt hat.

Auch Kanada bracht ein ähnlich lautendes Vorbringen zur Wahrung seines Rechts im Berufungsverfahren vor.
c Die Entscheidung des Appellate Body und Reaktionen des Parteien
Die vom Appellate Body am 18. Jänner 1998 als Abschluss des Berufungsverfahrens in beiden Verfahren vorgelegte Entscheidung änderte die oben skizzierte Entscheidung des Panels in wesentlichen Punkten ab, wodurch im Gesundheitsschurzbereich eine völlig andere Auslegungslinie festgestellt wurde.

Die Zulassung des Konsums von Lebensmitteln mit natürlichem Hormongehalt wurde nicht als unvereinbar mit einem absoluten Verbot der Verwendung von Hormonen für Wachstumsförderungszwecke angesehen.
Der Bericht des Appellate Body wurde von sämtlichen Parteien des Verfahrens durchwegs positiv aufgenommen.

Die USA begrüßten es, ZB dass Appellate Body zwar den Mitgliedern die Bestimmung eines eigenen, höheren Schutzniveaus erlaubt, die Schutzmaßnahmen aber stets auf wissenschaftlichen Grundsätzen beruhen und durch eine Risikobewertung gerechtfertigt sein müssen.
Auch Kanada erfreute sich darüber, ZB dass das Importverbot für hormonbehandeltes 
Rindfleisch ehestmöglich aufgehoben werde.

Die EG zeigte sich erfreut darüber, ZB dass der Appellate Body den Vorwurf einer protektionistischen Absicht der EG nicht bestätigt hatte und auch, dass laut Appellate Body für die Durchführung einer Risikobewertung nicht ausschließlich die wissenschaftliche Mehrheitsmeinung relevant ist,  und dass  der Appellate Body das krebserregende Potential von Hormonen grundsätzlich anerkannt hatte, in diesem Fall aber die Untersuchungsergebnisse lediglich zu unspezifisch für Wachstumshormone gewesen seien. 
Sogar diverse Drittparteien wie Norwegen und Argentinien, die am Verfahren teilgenommen hatten, unterstützten die Annahme der Berichte.

Auch die Wissenschaft reaktioniete mit diversen Meinungen dazu.

Unzufrieden mit dem Ergebnis zeigte sich McNiel, der nämlich der Meinung war, dass sowohl der Panel als auch der Appellate Body dem zentralen Punkt in diesem Verfahren aus dem Weg gegangen seien, und zwar der Frage, ob die EG ihr Importverbot ohne ausreichende wissenschaftliche Beweise aufrecht erhalten hat.
Andererseits haben Quick und Blüthner die Entscheidung des Appellate Body sehr kritisiert.
Der Umstand, dass der Appallate Body rein auf der Grundlage des Art. 5.1 entschieden hatte, eröffnete der EG die Möglichkeit des Nachbringens einer entsprechenden Risikobewertung.
d Die Festlegung des Umsetzungszeitraums
 Im Mai 1998 brachte Lacarte-Muro, Schiedsrichter- Mitglied des Appellate Body, seine Entscheidung heraus, die den der EG zustehenden Umsetzungszeitraum mit 15 Monaten ab dem Datum der Annahme des Berichts im DSB (13. Februar 1998) – also bis zum 13. Mai 1999 – festsetzte.
Da der Appellate Body keine Vorschläge gemacht hatte, wie die EG seine Entscheidungen umsetzen sollte, gab es geteilte Meinungen sowohl bezüglich der weiteren, gebotenen Vorgangsweise als auch der Dauer der Umsetzungsfrist.

Die EG ging von einem Zeitraum von etwa vier Jahre aus. Sie sprach sich gegen die Notwendigkeit einer sofortigen Aufhebung des Importverbots aus und macht sich dabei den Umstand zunutze, dass der Appellate Body nur einen Verstoß gegen Art. 5.1. SPS, nicht aber gegen Art. 2.2 SPS festgestellt hatte (d.h. das Importverbot verstöße nicht gegen das SPS-Übereinkommen, sondern nur die Pflichten der EG dadurch verletzt worden waren, dass sie keine richtige Risikobewertung im Sinne des Art. 5.1 SPS durchgeführt habe).
USA rechnete aber nur mit einer Umsetzungsfrist von 10 Monate.

e Das Verhalten der EG in der Implementierungsphase
Die EG gab Anfang 1998 zum Zweck der Erbringung spezifischer Beweise, dass der Einsatz von Wachstumshormonen in der Rinderzucht nachteilige Folgen für die menschliche Gesundheit hat, eine ganze Reihe neuer Studien in Auftrag. Sie rechnete mit höchste Studiendauer von 2 Jahren. Zu desem Zeitpunkt wäre aber das vom Appellate Body gesetzte Frist schon längst abgelaufen, deswegen griff die Kommission auf Art. 22.2 DSU zurück, der für solche Fälle eine Verhandlung über die einvernehmliche Festsetzung einer Entschädigung vorsieht. 
Um eine Aussetzung von Zugeständnissen gegenüber der EG durch die gegnerischen Parteien abzuwenden, schlug die Kommission dem Rat und dem Parlament drei Möglichkeiten zur „vorübergehenden Beilegung“ des Hormonfleischstreits vor:
· Verhandlungen mit den USA und Kanada über die Leistung von Entschädigungen;

· Umwandlung des bestehenden Importverbots in eine vorübergehende Maßnahme im Sinn des Art 5.7 SPS auf der Grundlage der bereits vorhandenen Informationen;

· Aufhebung des Importverbots und Einführung einer Kennzeichnungspflicht, die des den Verbrauchern erlauben würde, hormonbehandeltes Fleisch zu erkennen.

Am 30. April 1999 erstattete das SCVPH (Schientific Comittee on Veterinary Matters relating to Public Health) schließlich den erwarteten Zwischenbericht über die Bewertung der von Hormonrückständen in Rindfleisch ausgehenden möglichen Risiken für die menschliche Gesundheit. Die wissenschaftlichen Studien dieser Zeit waren allerdings noch nicht weit genug fortgeschritten um eine Quantifizierung des Risikos vorzunehmen, welcher die Festlegung von konkreten Schwellenwerten erlaubt hätte.
Nach mehreren Überlegungen blieb nur eine einzige Chance der EG und zwar: Verhandlungen mit den USA und Kanada über die Leistung von Entschädigungen zu führen. USA war aber nicht begeistert damit, für sie bestand die einzige Möglichkeit, der Konfrontationen aus dem Weg zu gehen, in einer Zusage der Union, das Embargo zu einem vereinbarten Datum aufzuheben. Bis dahin können eventuell befristete Entschädigungsleistungen zur Anwendungen kommen.
f Das Verfahren nach Art. 22.6 DSU zur Höhe der Retorsionsmaßnahmen
Am 17. Mai 1999 beantragten die USA  im DSB der WTO die Genehmigung der Aussetzung von Zollzugeständnissen gemäß Art. 22.2 DSU gegenüber der EG und ihren Mitgliedstaaten in der Höhe von USD 202 Mio. pro Jahr. Drei Tage später langte der entsprechende Antrag Kanadas auf Aussetzung von Konzessionen in Höhe von CAD 75 Mio. pro Jahr ein.
Da die EG in beiden Fällen Einspruch gegen den beantragten Umfang der 
Aussetzung von Zollzugeständnissen erhob, unterbreitete das DSB die Angelegenheit – wie in Art. 22.6 DSU vorgesehen – dem ursprünglichen Panel zur Entscheidung.

Im Fall der USA setzte das Schiedsgericht den Umfang des durch das Hormonfleischimportverbot erlittenen Schadens auf USD 116,8 Mio. pro Jahr herab, im Fall Kanadas wurde dieser gar nur mit CAD 11,3 Mio. pro Jahr beziffert.
g Die weitere Entwicklung nach Verhängung der Strafzölle
Die Gespräche um eine Entschädigung wurden auch weitergeführt, während die Strafzölle bereits zur Anwendung kamen. 
Die EG bemühte sich weiterhin die wissenschaftlichen Beweise zur Stützung ihres Hormonverbots zu spezifizieren. Am 3. Mai 2000 führte das SCVPH aus, dass es keinen neuen Beweisen dafür gibt eine Änderung seiner Schlussfolgerungen vom 30. April 1999 zu bewirken.
Am 24 Mai 2000 legte die EG dem EP und dem Rat einen Vorschlag zur Änderungen der Hormonfleischrichtlinie 96/22/EG des Rates vor. Die Kommission schlägt darin
· eine Verschärfung der bisherigen Regelungen im Hinblick auf das Hormon 17-Östradiol und 

· die weitere Aufrechterhaltung des Verbots der anderen fünf Hormone auf einer neuen Grundlage vor.

Am 23. April 2002 wurde vom wissenschaftlichen Ausschuss für Veterinärmaßnahmen mit der öffentlichen Gesundheit bestätigt, dass die Verwendung von Hormonen als Wachstumsförderer bei Rindern die Gefährdung der Verbrauchergesundheit zur Folge haben kann. Diese Mitteilung erfolgte nach der Prüfung von 17 Studien und anderen aktuellen wissenschaftlichen Daten.
Die politische Übereinkunft des Rates über den Kommissionsvorschlag bezüglich der Änderung  der Richtlinie 96/22/EG zum Verbot der Verwendung sämtlicher Hormone als Wachstumsförderer wurde am 16. Dezember 2002 erzielt. Dies wurde vom Kommissar David Byrne ausdrücklich begrüßt. Der Vorschlag wurde dem Parlament zur 2. Lesung übermittelt. 
Schlussfolgerungen

Dieser Fall zeigt uns, dass das öffentliche Gut der Gesundheit in Verbindung mit dem Grundsatz demokratischer Souveränität höher bewertet werden kann als die mangels ausreichender wissenschaftlicher Nachweise erforderliche Marktöffnung für sog. „Hormonfleisch“.
Es zeigt uns auch dass damit WTO gesund funktionieren kann, müssen alle ihre Regelungen von alle ihrer Mitglieder berücksichtigt und gehalten werden.

Die EU ist nach den USA der zweitwichtigste Akteur in der Streitbeilegung, und zwar sowohl als Kläger als auch als Beklagte.
Das Streitbeilegungsverfahren der WTO selbst hat seit 1995 stark an Bedeutung gewonnen, was sich auch an der Zahl von bereits über 300 Fällen zeigt.
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